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Für ein klares Profil der Union
Der Einsatz von Bundeskanzlerin An-
gela Merkel für Stuttgart 21, die Ver-
längerung der Atomlaufzeiten und die 
damit verbundene Absage an schwarz-
grüne Koalitionsträume sowie die 
ausgewogene Neuregelung der Hartz 
IV Sätze: Die christlich-liberale Re-
gierungskoalition fasst langsam Tritt. 
Nach über einem halben Jahr des Po-
litikstillstands  in Berlin bringt ein 
Herbst der Entscheidungen frischen 
Wind. Auch in der Regierung scheint 
man zu begreifen: Richtungsentschei-
dungen sind notwendig. Wir fordern 
die Führungsspitzen der Union in Bund 
und Ländern auf, diese Grundausrich-
tung weiter durchzuhalten. Die Union 
muss zurückkehren zu prägnanten 
Botschaften, einem klaren Profil und 
einer verlässlichen Politik im Interesse 
der gesellschaftlichen Mitte.

Herbst der Entscheidungen

Weitere unerlässliche Grundsatz-
entscheidungen stehen auf dem 
CDU-Parteitag im November an. Die 
Mittelstands- und Wirtschaftsverei-
nigung der CDU/CSU wird hier als 
ordnungspolitisches  Gewissen mit 
eigenen Anträgen gegen einen Zeit-
geist der Beliebigkeit, der auch Teile 
der Union erfasst hat, Flagge zeigen. 
In der Energiepolitik streiten wir für 
einen ideologiefreien und technikof-
fenen Energiemix, um Deutschland 
auch in Zukunft sichere, preiswerte 
und umweltschonende Energie zu si-
chern. In der Steuer- und Sozialpolitik 
kämpfen wir dafür, dass sich Leistung 
lohnt und Sozialtransfers aktivierend 
wirken. Wir streiten weiterhin für ein 
einfaches, transparentes und faires 
Steuersystem.

Soziale Marktwirtschaft statt
Beliebigkeit

Damit der Rückenwind für die Mit-
telständler und Kernwählerschaft der 
Union nicht zum lauen Lüftchen wird, 
muss die Regierung Kurs halten. Er-
innern wir uns:  Vor gut einem Jahr 
wurde das angestrebte Ziel von 40 
plus X zur Bundestagswahl 2009 mit 
tatsächlichen 33,8 Prozent weit ver-
fehlt. Grundlage dieses dramatischen 
Wählerverlustes war die Strategie der 
„asymmetrischen Wählerdemobilisie-
rung“. Diese Wahlkampfstrategie der 
Wählereinschläferung mit dem Ziel, 
die Anhänger des politischen Gegners 
stärker als die eigenen Wähler vom 
Gang zur Wahlurne abzuhalten, führte 
zu Politikverdrossenheit, Demokratie-
müdigkeit und Wahlenthaltung von 
Unionswählern. Eine solche Strate-
gie ist einer Volkspartei nicht würdig 
und vernachlässigt zugleich den Auf-
trag der Parteien gemäß Artikel 21 
Grundgesetz, aktiv an der politischen 
Willensbildung des Volkes mitzuwir-
ken. Viele Menschen in diesem Land 
haben  auch heute noch den Eindruck, 
dass diese Strategie der Wählerein-
schläferung beim Regierungshandeln 
der bürgerlichen Koalition noch nicht 
vollständig überwunden ist. Denn we-
sentliche Vereinbarungen aus dem 
Koalitionsvertrag warten immer noch 
auf ihre Umsetzung.

Klare Positionen

Die Hoffnungen auf einen ordnungs-
politischen Kurswechsel, der nur 
durch eine bürgerliche Regierung 
umgesetzt werden kann, wurden 
enttäuscht. Noch immer verdrängen 

staatliche Überversorgung und stei-
gende Steuer- und Abgabenlasten die 
Bereitschaft zu mehr Eigenverantwor-
tung und Eigenvorsorge. Eine grundle-
gende Steuerstrukturreform ist nicht 
in Sicht. Statt der Leistungsträger 
unserer Gesellschaft stehen zu oft 
die Leistungsempfänger im Fokus der 
Politik. Ein beschäftigungsorientierter 
Kurswechsel in der Arbeitsmarktpo-
litik und eine konsequente Kosten-
Nutzen-Analyse der arbeitsmarktpoli-
tischen Instrumente stehen bis heute 
aus. Die Modernisierung der Sozialen 
Sicherungssysteme im Interesse von 
Generationengerechtigkeit und De-
mographiefestigkeit scheint in weite 
Ferne gerückt.

MIT-Bundesvorssitzender  
Dr. Josef Schlarmann
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Die strengeren Eigenkapitalvorschriften für 
Banken (“Basel III”) haben aus Sicht des Vorsit-
zenden der CDU-Mittelstandsvereinigung, Josef 
Schlarmann, negative Folgen für Sparkassen und 
Volksbanken. Schlarmann sagte, die Politik habe 
nicht genügend beachtet, dass die Genossen-
schaftsbanken in der Krise systemstabilisierend 
gewesen seien. Die Krise sei nicht von den klein-
en, sondern von den großen Banken ausgelöst 
worden, sagte Schlarmann. Bei letzteren müsse 
auch die Eigenkapitalquote erhöht werden, da 
in der Tat Stabilisierungsbedarf bestehe. Das 
dürfe aber nicht zulasten von Sparkassen und 
Volksbanken geschehen. – Interview Deutsch-
landradio Kultur am 13.09.2010

Hingegen sagte der Vorsitzende der CDU-
Mittelstandsvereinigung, Josef Schlarmann, die 
Partei solle ihre eigenen politischen Vorstellun-
gen entwickeln. Koalitionskompromisse könnt-
en dann später immer noch vereinbart werden. 
Frau Merkel sagte dann, Schlarmann habe ganz 
recht, was Vorstandsmitglieder mit Überrasc-
hung zur Kenntnis nahmen, weil sie sich häufig 
abschätzig über Schlarmann geäußert hatte, 
wenn dieser wieder einmal die grundsätzliche 
Richtung Frau Merkels in Fragen der Ordnung-
spolitik kritisiert hatte. So gesehen wurde das 
Lob Frau Merkels als Ausdruck des Versuchs 
bewertet, auch auf die Mittelstandsvereinigung 
zuzugehen. – FAZ vom 14.09. 2010

Der Chef der Mittelstandsvereinigung, Josef 
Schlarmann, sonst gerne mal ein Kanzlerinnen-
Kritiker, wird in diesem Fall sogar fast zu ihrem 
Verteidiger. „Es liegt auch an den Konservativen 
selber“, sagt er. Das Konservative dürfe nicht zu 
einer Attitüde verkommen, sondern müsse auch 
mit Inhalten gefüllt werden. Sein Vorschlag 
allerdings dürfte sich dann doch nicht mehr mit 
der heutigen Merkel-Linie decken: Schlarmann 
will zurück zu den wirtschaftsliberalen Leipziger 
Parteitagsbeschlüssen der CDU. – Frankfurter 
Rundschau vom 13.09.2010

Die Union war immer erfolgreich, wenn sie im 
rechten und im linken Spielfeld aktiv war und 
die Balance zwischen diesen Spielfeldern ge-
halten hat. Leider erleben wir aber momentan, 
dass die linke Hälfte immer mehr Spielanteile 
erhält. Wenn dann noch das rechte Spielfeld 
geräumt wird, besteht für die Zukunft der Union 
in der Tat eine Gefahr. Am Beispiel der sozialen 
Marktwirtschaft kann man dies gut nachvol-
lziehen. Sie müsste von der Union so vertreten 
werden, wie sie Ludwig Erhard verstanden und 
praktiziert hat: Als austariertes Miteinander von 
wirtschaftlicher Vernunft und sozialem Aus-
gleich. Nachdem immer mehr das Soziale nach 
vorn gerückt ist, sollte die Union jetzt wieder 
den marktwirtschaftlichen Teil stärker betonen. 
– Interview zum Thema Konservativismus in 
der Leipziger Volkszeitung vom 13.09.2010

Die Arbeitsmarktpolitik der letzten 
Jahrzehnte hat eine Entwicklung be-
günstigt, in der das Prinzip der Eigen-
verantwortung immer mehr untergra-
ben wurde. Anstatt die Betroffenen in 
den Zustand zu versetzen, sich selbst 
zu helfen, wurden sie oftmals gerade-
zu in die soziale Abhängigkeit getrie-
ben.

Deutlich wird dies am Beispiel der so 
genannten „Aufstocker“. In den Medi-
en werden so Menschen bezeichnet, 
die mit ihrer Beschäftigung kein Ein-
kommen zur Existenzsicherung errei-
chen können und zusätzlich auf Trans-

ferleistungen des Staates angewiesen 
sind. Dabei ist der Begriff Aufstocker 
irreführend. Er suggeriert nämlich, 
dass man trotz Vollzeitarbeit hilfebe-
dürftig ist. Richtig ist vielmehr, dass 
die Aufstocker grundsätzlich nicht we-
gen niedriger Löhne, sondern wegen 
eines zu geringen Arbeitszeiteinsatzes 
bedürftig bleiben. Aufstockung trotz 
Vollzeitarbeit ist dagegen vor allem 
bei größeren Bedarfsgemeinschaften 
(Familien mit Kindern) zu beobachten, 
bei denen einer oder sogar beide Part-
ner voll arbeiten und allein aufgrund 
ihrer Familiengröße ergänzend Grund-
sicherungsleistung erhalten. Unterm 
Strich können daher von den 1,3 Mio. 
Aufstockern gerade einmal wenige 
tausend Erwerbstätige als „echte“ Auf-
stocker, die ein Jahr in Vollzeit arbeiten 
und von ihrem Gehalt nicht leben kön-
nen, bezeichnet werden.

Die Analyse zeigt auch, dass der Staat 
offenkundig Anreize setzt, möglichst 
wenig Stunden zu arbeiten. Die ak-
tuelle Gesetzgebung begünstigt 
eine Kombination von Erwerbstätig-
keit in geringfügigem Umfang und 
Grundsicherungsleistungen. Sie sieht 
konkret einen Freibetrag für Erwerbs-
tätige von 100 Euro vor. Bis zu einer 
Einkommensgrenze von 800 Euro 
gilt ein Freibetrag von 20 %. So be-
kommt  beispielsweise der Hartz IV-
Empfänger bei einem Hinzuverdienst 
von 400 Euro 160 Euro ausbezahlt zu-
züglich seiner monatlichen Hartz IV-
Leistungen. Für den Arbeitnehmer in 

Ordnungspolitische Kehrtwende 
in der Arbeitsmarktpolitik

Dr. Carsten Linnemann (MdB) , Vorsitzender  
der Kommission Arbeitsmarktpolitik

Konzentration auf den Markenkern 
der Union

Viele Positionen, die nach wie vor 
zur unveränderten Beschlusslage ge-
hören, dürfen nicht zukünftigen Ko-
alitionsoptionen geopfert werden. 
Die Strategen in Kanzleramt und 
Adenauer-Haus sollten nicht nur die 
„urbanen Eliten“ und das „neue Bür-
gertum links der Mitte“ als moderne 
Wähler im Auge haben. Die anderen, 

die Freiberufler, Facharbeiter, Mittel-
ständler, Leistungsträger, Rentner, ka-
tholischen Bauern, protestantischen 
Ingenieure und jene, die zwischen den 
sich angeblich auflösenden Milieus 
orientierungslos umherirren, müssen 
als Wähler nicht nur toleriert, sondern 
umworben werden.

Deshalb fordert die MIT: Die Strategie 
der „asymmetrischen Wählerdemobilisie-
rung“ muss endgültig beerdigt werden.

Fortsetzung von Seite 1
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Die Debatten um ein einfaches, leis-
tungsgerechtes und faires Steuersys-
tem sind Legion. Doch substanzielle 
Veränderungen, die der hoch belas-
teten (selbständigen) Mittelschicht 
dieser Gesellschaft tatsächlich mehr 
Luft zum Atmen lassen, stehen selten 
auf der Agenda der Politik, weil sie 
teuer sind. Denn wer den viel beklag-
ten Mittelstandsbauch im Einkom-
mensteuertarif glätten, die obere 
Proportionalzone, ab der ein Spitzen-
steuersatz zu bezahlen ist, deutlich 
anheben und gar die kalte Progression 
abmildern will, der riskiert nicht nur 
im Entstehungsjahr Steuerausfälle im 
hohen zweistelligen Milliarden Euro-
Volumen.

Und blauäugig sind gerade mittelstän-

Leitplanken für ein zukunftsfähiges Steuersystem!

dische Unternehmer nicht. Sie wissen 
nur zu gut, dass die gigantischen De-
fizite in den öffentlichen Haushalten 
nicht dadurch verschwinden, dass 
man an das Wunder der sich selbst 
finanzierenden gigantischen Steuer-
reform glaubt. Immerhin liegt – im 
günstigsten Fall – das Haushaltsde-
fizit des Bundes im laufenden Jahr 
bei gut 50 Milliarden Euro. Die im 
vergangenen Jahr im Grundgesetz ve-
rankerte Schuldenbremse zwingt den 
Gesetzgeber dazu, binnen weniger 
Jahre das strukturelle Defizit massiv 
zu reduzieren. Und das ist gut so!

Gerade wir Mittelständler wissen, dass 
der demografische Wandel nach einer 
Veränderung bei der Finanzierung der 
sozialen Sicherung schreit. Wie müh-
sam es ist, die steigenden Ausgaben 
der Sozialversicherung von den Arbe-
itskosten zu entkoppeln, zeigt die ak-
tuelle Debatte nach der Entscheidung 
des Bundeskabinetts für die Gesund-
heitsreform – mit ihrem Einstieg in 
eine „kleine Prämienlösung“.

Jeder Unternehmer kennt die Kosten-
dynamik der Lohnzusatzkosten, die 
gerade auch von den seit Jahrzehnten 
steigenden Sozialversicherungsbeiträ-
gen ausgehen. Wer hier Veränderun-
gen vornehmen will, muss den Faktor 
Arbeit auch dadurch entlasten, dass 
er den Sozialausgleich aus Steuermit-
teln finanziert. Um konkret zu werden: 
Wenn in der Krankenversicherung die 
Leistungsausgaben der Kinder aus der 
Versicherung ausgegliedert werden, 
dann sind Steuerzuschüsse von gut 
10 Milliarden Euro im Jahr nötig. 
Man kann also nicht gleichzeitig eine 
Entlastung des Faktors Arbeit in der 

Sozialversicherung und eine massive 
Entlastung bei den Steuern verspre-
chen! Das ist unredlich! Ich will einige 
„Leitplanken“ eines zukunftssicheren 
und fairen Steuersystems skizzieren: 
Die Belastung des Faktors Arbeit (Ar-
beitnehmerlohn und Unternehmerge-
winn) ist zu hoch. Deshalb müssen die 
Grenzsteuersätze deutlich sinken. Als 
Gegenfinanzierung sind die Ausnah-
metatbestände abzuschaffen.

Die Steuerbelastung von Kapi-
taleinkünften ist zu niedrig. Wir alle 
beklagen die immer ungleichere 
Besteuerung von Arbeit und Kapital-
vermögen. Wer Arbeitseinkommen 
substanziell steuerlich entlasten und 
alle Einkunftsarten gleich behandeln 
will, muss Einkünfte aus Kapitalerträ-
gen künftig stärker belasten.

Auch die Mehrwertsteuer ist in die-
sem Kontext kritisch zu durchforsten. 
Die intransparenten Ausnahmere-
gelungen gehören abgeschafft. Das 
gibt Spielraum für die Absenkung des 
Normalsatzes, aber auch Gegenfinan-
zierungsvolumen für die Umstellung 
der Sozialversicherung auf stärkere 
Steuer-, statt Beitragsfinanzierung.

Mir ist bewusst, dass alle steuerpoli-
tischen Reformkonzepte ins Leere 
laufen, wenn die Politik sich nicht an 
die Ausgabenseite der Staatsbudgets 
traut. Ohne rigorose Ausgabenkürzun-
gen im Subventionsdschungel, ohne 
Einschränkungen der staatlichen Sozi-
alleistungen, ohne massive Einschnitte 
in die Beamtenversorgung und die mit-
telfristige Abschaffung des Beamten-
status sind die öffentlichen Budgets 
strukturell nicht sanierungsfähig.

MIT-Bundesvorstandsmitglied Oswald 
Metzger aus Baden-Württemberg

„Normalbeschäftigung“, der für 1.100 
oder 1.300 Euro netto im Monat 40 
Stunden arbeiten muss, ist dies kaum 
akzeptabel. Denn viele Langzeitar-
beitslose dürften sich im derzeitigen 
System ziemlich rational verhalten: 
Sie erhalten die Hartz IV-Leistungen 
(Regelsatz, Heizung und Miete) und 
haben zusätzlich einen Mini-Job. Diese 
Praxis  begünstigt leider stellenweise 

auch die Schwarzarbeit.
Gerade jetzt, da der Arbeitsmarkt be-
ginnt, wieder mehr Arbeitslose aufzu-
nehmen, wäre eine Reform ein Fort-
schritt. Ziel muss es sein, den Hebel 
der heutigen Privilegierung „kleiner 
Hinzuverdienste“ so umzudrehen, 
dass Beschäftigung in geringem Um-
fang unattraktiv und Beschäftigung 
in hohem Umfang attraktiv ist. Dazu 

könnten beispielsweise die ersten 200 
Euro auf Hartz IV angerechnet werden. 
Ab 200 Euro sollten dann großzügigere 
Freibetrags-Regelungen als bislang 
gelten. So werden Leistungsempfän-
ger motiviert, mehr zu arbeiten, und 
langsam in die finanzielle Selbständig-
keit geführt. Die ordnungspolitische 
Kehrtwende in der Arbeitsmarktpoli-
tik ist bitter nötig!
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Deutschland im EU-Vergleich mit höchster 
Kostendisziplin

Die Arbeitskosten des westdeutschen Verar-
beitenden Gewerbes lagen im Jahr 2009 bei 
36,05 Euro je Arbeitnehmerstunde. Damit war 
Westdeutschland einer der weltweit teuersten 
Industriestandorte – nur Norwegen, Belgien 
und die Schweiz hatten höhere Arbeitskosten. 
Verglichen mit dem Durchschnitt der Industri-
eländer – ohne die neuen EU-Mitglieder – pro-
duzierte Westdeutschland mit um 29 Prozent 
höheren Arbeitskosten. Für Deutschland ins-
gesamt belief sich der Kostennachteil durch 
das um mehr als 40 Prozent niedrigere Kosten-
niveau Ostdeutschlands auf 23 Prozent. Doch 
das Kostenbewusstsein stieg:
Mit einem jahresdurchschnittlichen Anstieg 
der Arbeitskosten von 2,2 Prozent zeigte ganz 
Deutschland im Zeitraum 2000 bis 2009 die 
höchste Kostendisziplin in der Europäischen 
Union.

Nachwuchsmangel gefährdet Aufschwung

Beinahe ein Drittel der naturwissenschaft-
lich-technisch Beschäftigten in deutschen 
Hochtechnologiefirmen sind Ingenieure und 
Wissenschaftler. Es könnten noch mehr sein, 
denn viele offene Stellen sind unbesetzt – im 
Juli dieses Jahres fehlten 36.800 Ingenieure. 
Ein wesentlicher Grund hierfür ist der zuneh-
mende Nachwuchsmangel. Auf 1.000 erwerbs-
tätige Ingenieure kamen im Jahr 2007 lediglich 
35 Hochschulabschlüsse der Ingenieurwissen-
schaften.

Mehr Unternehmensgründungen

Im vergangenen Jahr gab es erstmals seit 2004 
wieder mehr Unternehmensgründungen. Ins-
gesamt wurden 413.000 Firmen aus der Taufe 
gehoben. Rund drei Prozent mehr als im Jahr 
2008. 

Quelle: IW Köln

Die MIT fordert Option für  
geordnete Staatsinsolvenz

Es geht um die wichtigsten Spielregeln 
im europäischen Wirtschaftsleben: 
Haushaltsdisziplin der Euro-Länder 
und klare Zuständigkeiten in der Fi-
nanzmarktaufsicht. Nachdem jetzt das 
Europäische Parlament zugestimmt 
hat, ist zumindest die Stärkung der eu-
ropäischen Finanzaufsicht beschlos-
sene Sache. Anfang 2011 kommt die 
EU-Bankenaufsicht (Standort Lon-
don), die EU-Wertpapieraufsicht (Pa-
ris) und die EU-Versicherungsaufsicht 
(Frankfurt). Zusätzlich wird bei der 
Europäischen Zentralbank (Frankfurt) 
ein so genannter Systemrisikorat an-
gesiedelt, der möglichst früh vor dro-
henden Finanzkrisen warnen soll. 

Erstmals in der Geschichte der Eu-
ropäischen Union müssen somit die 
nationalen Finanzaufseher – also in 
Deutschland die BaFin und die Bun-
desbank – Befugnisse an Europa ab-
geben. Im Krisenfall sind jetzt direkte 
europäische Anweisungen an Banken, 
Börsen und Versicherungen möglich. 
Auch das Verbot riskanter Finanzpa-
piere obliegt dann unter bestimmten 
Voraussetzungen der europäischen 
Verantwortung.

So resolut die EU bei der Reform der 
Finanzaufsicht Lehren aus der unzurei-
chenden Koordinierung während der 
Finanzkrise zieht, so wenig überzeu-
gend ist bisher der Umgang mit den 
Schuldenstaaten in der Eurozone. Die 
EU-Finanzminister einigten sich jetzt 
zwar auf die vorherige Kontrolle der 
nationalen Haushalte durch die EU-
Kommission und auch das gigantische 
750-Milliarden-Rettungspaket für an-
geschlagene Staaten hat die Märkte 
zunächst beruhigt. Trotzdem bleibt 
ungewiss, ob die mit den Hilfsgeldern 
verbunden Reformzusagen wirklich 
greifen. So muten die Bemühungen 
Griechenlands, durch Rabattaktionen 
für säumige Steuerzahler die Einnah-
men zu verbessern, wenig seriös an. 
Die Erfolge auf der Einnahmenseite 
bleiben aus. Auch die Nachrichten aus 
Portugal und Irland sind nicht gerade 
ermutigend. 

Deshalb muss der EU-Rettungspakt 
nachgebessert werden. Durch unzu-
reichende Sanktionsmöglichkeiten für 
Schuldnerländer gleicht der Pakt bis-
lang dem Modell einer Transferunion. 
Die EU ist aber noch längst nicht die 
Politische Union, die so etwas recht-
fertigt. Ein Szenario droht, bei dem 
am Ende jene Mitgliedstaaten, die 
Haushaltsdisziplin üben, für die Sün-
den verschwenderischer griechischer 
oder irischer Politik aufkommen müs-
sen. Deshalb fordert die MIT in einer 
Entschließung an die EU-Kommission, 
den Rat und das Europaparlament 
eine Insolvenzordnung für Staaten, 
die wiederholt gegen EU-Stabilitäts-
kriterien verstoßen. Der CDU-Bun-
desparteitag soll dieser Forderung 
Rückenwind verleihen. Zudem muss 
der Euro-Rettungspakt zeitlich befri-
stet sein. Wirkliche Schuldendisziplin 
lässt sich ferner mit einer Aussetzung 
von Stimmrechten für betroffene Mit-
gliedstaaten erreichen. Zudem sollten 
EU-Struktur- und Agrarfondszah-
lungen bei Verstößen gegen Stabili-
tätskriterien automatisch ausgesetzt 
werden.

Dr. Markus Pieper (MdEP) , Vorsitzender der 
Kommission Europapolitik


